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Rechtsschutz 

§ 115l. (1) Dem Rechtsschutzbeauftragten obliegt die Prüfung und Kontrolle der Anordnung, 
Genehmigung, Bewilligung und Durchführung einer Beschlagnahme von Datenträgern und Daten (§ 109 
Z 2a). Im Fall einer Antragstellung nach § 115f hat die Staatsanwaltschaft den Rechtsschutzbeauftragten 
samt einer Ausfertigung dieses Antrags und der Bewilligung ehestmöglich zu informieren. Richtet sich 
die Beschlagnahme von Datenträgern und Daten gegen eine Person, deren Vernehmung als Zeuge gemäß 
§ 155 Abs. l Z l verboten ist, oder die gemäß § 157 Abs. 1 Z 2 bis 4 berechtigt ist, die Aussage zu 
verweigern, hat sie dem Rechtsschutzbeauftragten zugleich mit dem Antrag auf gerichtliche Bewilligung 
eine Ausfertigung dieses Antrags samt Kopien aller Aktenstücke, die für die Beurteilung der 
Anordnungsgründe von Bedeutung sein können, zu übermitteln und um Ermächtigung zur Antragstellung 
zu ersuchen. Eine Ermächtigung darf der Rechtsschutzbeauftragte nur erteilen, wenn besonders 
schwerwiegende Gründe vorliegen, die diesen Eingriff verhältnismäßig erscheinen lassen; § 144 Abs. 1 
und Abs. 3 gilt sinngemäß. 

(2) Die Staatsanwaltschaft und die Kriminalpolizei haben dem Rechtsschutzbeauftragten bei der 
Wahrnehmung seiner Aufgaben jederzeit Einblick in alle erforderlichen Akten, Unterlagen und Daten zu 
gewähren, die der Dokumentation der Durchführung dienen, ihm auf Verlangen Kopien oder 
Ausfertigungen einzelner Aktenstücke unentgeltlich auszufolgen und alle erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen; insofern kann ihm gegenüber Amtsverschwiegenheit nicht geltend gemacht werden. 

(3) Dem Rechtsschutzbeauftragten ist jederzeit Gelegenheit zu geben, die Aufbereitung von Daten 
(§ 115h) und die Auswertung von Daten (§ 115i) zu überwachen sowie alle Räume zu betreten, in denen 
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Originalsicherungen, Arbeitskopien, Datenträger und Ergebnisse der Datenaufbereitung aufbewahrt sowie 
die Aufbereitung von Daten vorgenommen werden. Er hat insbesondere darauf zu achten, dass bei der 
Aufbereitung und der Auswertung von Daten die Anordnung und die gerichtliche Bewilligung nicht 
überschritten werden. Auf Anregung der Staatsanwaltschaft kann der Rechtsschutzbeauftragte die in 
dieser Bestimmung genannten Prüfungen vornehmen; ein Recht auf Anregung kommt auch dem 
Beschuldigten, dem Opfer und von der Ermittlungsmaßnahme Betroffenen zu (§ 55). Der 
Rechtsschutzbeauftragte hat mitzuteilen, ob er einer solchen Anregung nachkommt; diese Mitteilung hat 
eine Begründung zu enthalten. 

(4) Dem Rechtsschutzbeauftragten steht Beschwerde gegen die Bewilligung der im Abs. 1 genannten 
Ermittlungsmaßnahme und Einspruch gegen deren Anordnung und Durchführung zu; dieses Recht 
erlischt mit dem Ablauf der Rechtsmittelfrist des Beschuldigten. 

(5) Der Rechtsschutzbeauftragte ist berechtigt, die Vernichtung von Daten (§ 115i Abs. 5) zu 
beantragen. Beabsichtigt die Staatsanwaltschaft, einem solchen Antrag des Rechtsschutzbeauftragten 
nicht nachzukommen, so hat sie unverzüglich die Entscheidung des Gerichts einzuholen. 

(6) Nach Beendigung der Ermittlungsmaßnahme ist dem Rechtsschutzbeauftragten Gelegenheit zu 
geben, den Aufbereitungsbericht und das Ergebnis der Datenaufbereitung (§ 109 Z 2e) einzusehen. Nach 
Beendigung des Strafverfahrens ist ihm Gelegenheit zu geben, sich von der ordnungsgemäßen 
Vernichtung der Originalsicherung, der Arbeitskopie und des Ergebnisses der Datenaufbereitung zu 
überzeugen. 

Zuletzt aktualisiert am 

25.07.2025 

Gesetzesnummer 

10002326 

Dokumentnummer 

NOR40267217 


